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Kapitell 

Problemstellung 

A. Einführung 

"Müllnotstand1 oder Abfallentsorgung" , diese Kurzformel zeigt angesichts 
der immer größer werdenden Abfallberge2 und der sinkenden Akzeptanz in 
der Bevölkerung gegenüber der Verwirklichung von Abfallentsorgungsanla-

1 Auch aus der Sicht der Bundesregierung bestehen "notstandsähnliche Engpässe 
in der Abfallentsorgung" , vgl. Entwurf einer 3. Novelle zum Bundes-Immissions-
schutzgesetz, BT-Drs. 11 /4909. 

2 Gesicherte Zahlen zum Gesamtabfallaufkommen in Deutschland liegen (noch) 
nicht vor. Sieht man von der desolaten Datensituation in der ehemaligen DDR einmal 
ab, so galt und gilt diese Unsicherheit in gewissem Umfang auch in der alten Bun-
desrepublik. Für die (alte) Bundesrepublik hat dies u.a. seinen Grund darin, daß das 
Statistische Bundesamt unterschiedliche Statistiken ( .. öffentliche Abfallbeseitigung" 
einerseits, .. Abfall beseitigung im produzierenden Gewerbe und in Krankenhäusern" 
andererseits) führt, die sich in Teilbereichen überlappen und eine Verknüpfung der 
Daten außerordentlich schwierig machen (hierzu und den folgenden Daten: Umwelt-
bundesamt, Daten zur Umwelt 1988/89, S. 420 ff.). Dennoch kann festgestellt wer-
den, daß in dem letzten vom Statistischen Bundesamt untersuchten Zeitraum von 
1977 - 1987 die Abfallmenge bezogen auf Hausmüll gewichtsmäßig auf einem sehr 
hohen Stand lag (im Schnitt weit über 360 kg / Einwohner / a bzw. absolut über 22 
Mio. t / a) und volumenmäßig sogar noch zunahm (1980: ca. 124 Mio. m3, 1984: ca. 
137 Mio. m3, 1987: ca. 148 Mio. m3). Im Vergleich dazu die für die DDR vorliegen-
den Zahlen: 175 kg Hausmüll und 55 kg Küchenabr.me pro Einwohner und Jahr 
einerseits (Lausch, Abfallwirtschaft und Abfallentsorgung in der DDR - Stand und 
Ziele, in: Stuttgarter Berichte, Bd. 37, S. 19 [23]), bzw. 300 kg inklusive 55 kg wie-
derverwerteter Abfalle und 71 kg Sekundärrohstoffe (Petschow I Meyerhojf I Tho-
masberger, Umweltreport DDR, S. 76 f.; Pogge, Abfallaufkommen, -verwertung 
und -beseitigung in der DDR, ET 1990, 704 [704]). Die Daten der Abfallstatistik 
1990 sind nach einer Auskunft des Statistischen Bundesamtes vom 4.3.1992 bislang 
noch nicht ausgewertet. Mit der Veröffentlichung der Daten sei im Jahr 1992 nicht 
mehr zu rechnen. Auch hinsichtlich der Sonderabfallmenge werden unterschiedliche 
Zahlen genannt. Vgl. Kleine Anfrage verschiedener Abgeordneten und der Fraktion 
der SPD v. 8.11.1989 zum Thema .. Sondermüll", BT-Drs. 11 /5610, S. 1 sowie 
Antwort der Bundesregierung v. 8.12.1989 auf diese Anfrage (BT-Drs. 11 /6134). 

2· 
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gen) die bestehende Alternative bei der Lösung eines der Hauptprobleme des 
ausgehenden Jahrtausends auf. 

Kommunen und Industrie wissen nicht mehr wohin mit den wachsenden 
Mengen von Abfällen. Große Sorgen bereiten insbesondere die Sonderabfal-
le.4 Steigende Anforderungen an den Immissionsschutz, weitere Verschärfun-
gen der bei der Zulassung von Industrie-, aber auch Abfallentsorgungsanla-
gen5 zu beachtenden Grenzwerte und wegen der erhöhten Umweltanforderun-
gen in noch größeren Mengen als bisher als Sonderabfall anfallende Filter -
all dies vervielfacht die Probleme. 6 Allein bundeseinheitliche Regelungen 
über die Anforderungen an die Abfallentsorgung, wie sie etwa in der TA Ab-

) Siehe bspw. Gloede, Kernenergie und Müllverbrennung als Kontliktthema -
Vergleich zweier regionaler Bevölkerungsbefragungen zu umweltrelevanten Groß-
vorhaben -, KfK Nachrichten 2/90, S. 59 ff. Dazu auch unten Kap. 3, C. III. 

4 Schnurer, Warum brauchen wir die technische Anleitung Abfall, Lkr. 1988, 352 
ff. 

5 Die zum 1.9.1990 in Kraft getretene 17. BImSchV (Verordnung über Verb ren-
nungsanlagen für Abfalle und ähnliche brennbare Stoffe - 17. BImSch V, BGBI I S. 
2545, ber. S. 2832) führte u.a. einen Grenzwert für Dioxine und Furane im Reingas 
der Abfallverbrennungsanlagen ein. Dadurch wird eine etwa iOO-fache Verbesserung 
gegenüber dem früheren Zustand erreicht (vgl. Grüner, Die Abfallwirtschaftspolitik 
der Bundesregierung, Umwelt 1990, 275 [276]; Lange, Die neue Abfallverbren-
nungsanlagen-Verordnung nach § 7 Bundes-Immissionsschutzgesetz, in: Stuttgarter 
Berichte, Bd. 37, S. 141 ff. Zur toxikologischen Seite und der Grenzwertproblematik 
vgl. Eckert, K. - G., Rauchgasemissionen aus Müllverbrennungsanlagen - Wege 
zur toxikologischen Beurteilung, in: Stuttgarter Berichte, Bd. 37, S. 157 ff.; Franke / 
Giegrich / Heinstein / Schmidt, Bewertung des Krebsrisikos durch Emissionen mit 
der Abluft von Müllverbrennungsanlagen, MuA 1990, 71 ff.; Greim, Problematik 
von Grenzwerten aus der Sicht des Toxikologen, in: Nicklisch, Prävention im Um-
weltrecht, Risikovorsorge, Grenzwerte, Haftung, S. 61 ff.; v. Lersner, Verfahrens-
vorschläge für umweltgerechte Grenzwerte, NuR 1990, 193 ff. 

6 In der vorliegenden Untersuchung unberücksichtigt bleiben sollen die vielfalti-
gen Rechtsprobleme, die im Zusammenhang mit der Sanierung von Altlasten entste-
hen. Beispielhaft genannt seien nur: Ansprüche von Bauherren gegen Gemeinden, 
die auf kontaminierten Flächen Baugebiete ausweisen, Probleme bei der Konversion 
aufgelassener, stark umweltbelasteter Militärstandorte oder Haftungsfreistellungen 
für Investoren, die verseuchte Industrietlächen in den neuen Bundesländern erwerben 
sollen / wollen. Zur Altlasten-Problematik siehe auch Eckert, R. P., Die Entwicklung 
des Abfallrechts, NVwZ 1989,421 m. w. N., und Fluck, Die immissionsschutzrecht-
liche Nachsorgeptlicht als neues Instrument zur Verhinderung und Beseitigung von 
Altlasten, BB 1991, 1797 ff. 
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falF oder in der TA Siedlungsabfall8 enthalten sind, führen zu keiner Beruhi-
gung, sondern verschärfen eher noch das Problem. 9 

Hinzu kommt, daß die Abfallentsorgungskapazitäten bisher nicht entspre-
chend dem gestiegenen Bedarf ausgebaut wurden. 10 Gleichzeitig führt das ge-
wachsene Umwelt- und Gesundheitsbewußtsein in der Bevölkerung dazu, daß 
Abfallentsorgungsanlagen, und zwar unabhängig von der Anlageart, nicht 
mehr klaglos hingenommen werden. II Ernstzunehmender, mancherorts erbit-
terter Widerstand der betroffenen (Standort-)Bevölkerung, aber auch (z.T. 
hauptberuflich) Reisender in Sachen Verhinderung von Abfallentsorgungsan-
lagen verzögert die Verwirklichung geplanter Anlagen erheblich und verhin-
dert auf diese Weise eine Entspannung an der "Abfallfront" . 

Erhöhte Umweltanforderungen sowie fehlende Akzeptanz führen ihrerseits 
mit dazu, daß die behördlichen Verfahren zur Zulassung von Abfallentsor-
gungsanlagen aus der Sicht der Vorhabenträger viel zu lange dauern. 12 

Zwar wird überall propagiert, nun endlich mit der Abfallvermeidung und 
verwertung ernst zu machen,13 und mittlerweile hat die Bundesregierung auch 

7 Zweite allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Abfallgesetz (TA Abfall), Teil 1: 
Technische Anleitung zur Lagerung, chemisch / physikalischen und biologischen 
Behandlung, Verbrennung und Ablagerung von besonders überwachungsbedürftigen 
Abfallen, v. 10.4.1990 (GMBI S. 170), geändert durch AVV v. 17.12.1990 (GMBI 
S.866). 

8 Der auch der Bundesrat Anfang März 1993 zugestimmt hat. 
9 Der Katalog der besonders überwachungsbedürftigen Abfalle (TA Abfall, 

Anhang C) vervielfacht deren bisherige Zahl mit der Folge, daß neue zusätzliche 
Behandlungsanlagen erforderlich sind (dazu Schenkel, Perspektiven der Abfallwirt-
schaft, in: Schenkel / Thome-Kozmiensky, Konzepte in der Abfallwirtschaft 2, S. 1 
[2 f.]; Kloepjer, Umweltsinn und Sonderabfallentsorgung, S. 139 [140)). 

10 Schenkel, Perspektiven der Abfallwirtschaft, in: Schenkel / Thome-Kozmien-
sky, Konzepte in der Abfallwirtschaft 2, S. 1 (2); Schenkel, Abfallwirtschaft in der 
Bundesrepublik Deutschland, Bilanz und Perspektiven, in: Stuttgarter Berichte, Bd. 
23, S. 7 (30). 

II Vgl. dazu die Ergebnisse des im Auftrag des Bundesumweltministeriums durch 
das Institut jUr praxisorientierte Sozialjorschung (ipos) für das gesamte Deutschland 
erstellte Gutachten .. Einstellungen zu Fragen des Umweltschutzes 1991", S. 50 ff. 

12 Dazu ausführlich unten in Kap. 3. 
13 Ob man aber, wie Wendt, Die Neuordnung der Abfallentsorgung: 11 Bemer-

kungen zu den Wegen aus dem Müllberg, in: Gorholt / Ludwig, Rettungsversuche, 
S. 157 (170 ff.), dies annimmt, völlig ohne Abfallverbrennungsanlagen auskommt 
oder ob es sich bei der Deponierung nicht doch um ein .. ugweltverträgliches 
System" - wie es a.a.O. wohl aufgrund eines Schreibfehlers heißt - handelt, ist 
mehr als fraglich. 
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